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Vorblatt 


Gesetzentwurf über den Ausbau der Bundes- 
fernstraßen in den Jahren 1971 bis 1985 

(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Beim Ausbau des Bundesfernstraßennetzes ist eine langfristige 
Planung notwendig, um die Kapazitäten bei Bauverwaltung und 
Industrie optimal auszunutzen. 


B. Lösung 

Das Bundesfernstraßennetz soll in den Jahren von 1971 bis 
1985 nach einem Bedarfsplan mit drei Dringlichkeitsstufen aus- 
gebaut werden, der Bestandteil des Gesetzentwurfs ist. Der 
Bedarfsplan ist auf Grund von Prognosen über die künftige 
Verkehrsentwicklung und entsprechend den besonderen Be- 
dürfnissen des Zonenrandgebietes und der Bundesausbau- 
gebiete aufgestellt. 

Nach Ablauf von fünf Jahren kann der Bedarfsplan durch 
Rechtsverordnung der Verkehrsentwicklung angepaßt werden. 


C. Alternativen 

entfallen. 


D. Kosten 

Der Bedarfsplan wird nur in dem Umfange durchgeführt, in 
dem Haushaltsmittel nach Maßgabe anderer gesetzlicher Vor- 
schriften zur Verfügung gestellt werden. Der Gesetzentwurf 
verursacht als reines Planungsgesetz daher unmittelbar keine 
Haushaltsbelastungen. 

Soll der Plan vollständig durchgeführt werden, so ist nach dem 
Preisstand von 1968/69 ein Aufwand von 125 Mrd. DM erfor- 
derlich. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 22. September 1970 

1/4 (111/4) — 92200 — Bu 9/3/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Gesetzes 
über den Ausbau der Bundesfernstraßen 
in den Jahren 1971 bis 1985 

mit Begründung (Anlage A) und Bedarfsplan. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages her- 
beizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Verkehr. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 5. Juni 1970 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Ge- 
setzentwurf — wie aus der Anlage B ersichtlich — Stellung zu 
nehmen. Im übrigen erhebt er gegen den Entwurf keine Einwen- 
dungen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Gegenäußerung (Anlage C) mit Bedarfs- 
plan dargelegt. 


Brandt 


Btdl orfspt öne om Schluß des Bandes 
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Anlage A 


Entwurf eines Gesetzes 
über den Ausbau der Bundesfernstraßen 
in den Jahren 1971 bis 1985 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

In den Jahren 1971 bis 1985 wird das Netz der 
Bundesfernstraßen nach einem Bedarfsplan für die 
Bundesfernstraßen ausgebaut, der diesem Gesetz als 
Anlage beigefügt ist. 

§ 2 

Der Ausbau erfolgt nach den Dringlichkeiten, die 
im Bedarfsplan bezeichnet sind, und nach Maßgabe 
der zur Verfügung stehenden Mittel. Die am 1. Ja- 
nuar 1971 im Bau befindlichen Maßnahmen werden 
in dem für den Verkehr notwendigen Umfang zu 
Ende geführt. 

§ 3 

Einzelne Verbesserungsmaßnahmen bleiben unbe- 
rührt; sie sind auf die Maßnahmen abzustimmen, 
die aufgrund des Bedarfsplanes ausgeführt werden 
sollen. 

§ 4 

Nach Ablauf von jeweils fünf Jahren paßt der 
Bundesminister für Verkehr den Bedarfsplan unter i 
Beachtung des Raumordnungsgesetzes der Verkehrs- ' 
entwicklung an und bestimmt durch Rechtsverord- 1 
nung, die der Zustimmung des Bundesrates nicht 
bedarf, daß der geänderte Bedarfsplan an die Stelle 
der Anlage zu diesem Gesetz tritt. 

§ 5 

(1) Zur Verwirklichung des Ausbaues nach dem 
Bedarfsplan stellt der Bundesminister für Verkehr 


drei Fünfjahrespläne auf. Sie bilden den Rahmen für 
die Aufstellung der Straßenbaupläne nach Artikel 3 
des Straßenbaufinanzierungsgesetzes vom 28. März 
1960 (Bundesgesetzbl. I S. 201, in der Fassung des 
Gesetzes zur Umstellung der Abgaben auf Mineral- 
öl vom 20. Dezember 1963, Bundesgesetzbl. I S. 995). 

(2) Das Gesetz zur Förderung der Stabilität und 
des Wachstums der Wirtschaft vom 8. Juni 1967 
(Bundesgesetzbl. I S. 582) bleibt unberührt. 


§ 6 

Soweit ein unvorhergesehener Verkehrsbedarf es 
erfordert, können die Straßenbaupläne im Einzelfall 
auch Maßnahmen enthalten, die nicht dem Bedarfs- 
plan entsprechen. 


§ 7 

Das Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im 
Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund 
dieses Gesetzes erlassen werden, gelten im Land 
Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 


§ 8 

Das Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. Das Gesetz über den Ausbauplan für die 
Bundesfernstraßen vom 27. Juli 1957 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1189) tritt mit Ablauf des 31. Dezember 
1970 außer Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

Im Gesetz über den Ausbauplan für die Bundesfern- 
straßen vom 27. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1189) 
war der planmäßige Ausbau eines Grundnetzes der 
Bundesfernstraßen festgelegt worden, der seitdem 
in drei Vierjahresplänen durchgeführt wurde. Der 
dritte Vierjahresplan läuft Ende 1970 aus. In Voll- 
zug dieses Ausbauplanes werden bis Ende 1970 
rd. 2000 km neue Bundesautobahnen dem Verkehr 
übergeben und rd. 6500 km Bundesstraßen neu- 
gebaut oder der Verkehrsbelastung gemäß aus- 
gebaut worden sein. Die Ausgabe der ersten beiden 
Vierjahrespläne betrug rd. 7,1 und 12,6 Milliarden 
DM. Für den dritten Vierjahresplan sind (einschließ- 
lich der Ansätze für 1970) 18 Milliarden DM vor- 
gesehen. Von den insgesamt 37,7 Milliarden DM 
entfallen rd. 29 Milliarden DM auf Investitionen. Bei 
der Aufstellung des Ausbauplanes im Jahre 1957 
war unter Zugrundelegung des Preisstandes des 
Jahres 1956 ein Volumen von 22 Milliarden DM 
vorgesehen worden. 

Grundlage der Finanzierung war die teilweise 
Zweckbindung des auf den Kraftverkehr entfallen- 
den Mineralölsteueraufkommens durch das Straßen- 
baufinanzierungsgesetz vom 28. März 1960 {Bundes- 
gesetzbl. I S. 201). Zur Ermittlung des Zweckbin- 
dungsanteils wurden gemäß Artikel 1 Abs. 2 des 
Straßenbaufinanzierungsgesetzes vom Mineralöl- 
steueraufkommen jährlich ein Sockelbetrag von 
600 Millionen DM, Betriebshilfen von rd. 250 Mil- 
lionen DM und Finanzierungshilfen für die Deutsche 
Bundesbahn und die nicht bundeseigenen Eisen- | 
bahnen von rd. 90 Millionen DM abgesetzt. I 

Eine Änderung der Finanzierung ergab sich nach j 
Einbeziehung der bisherigen Mineralölzölle in die j 
Mineralölsteuer (Gesetz über Umstellung der Ab- 
gaben auf Mineralöl vom 20. Dezember 1963, Bun- 
desgesetzbl. I S. 995). Mit Inkrafttreten des Umstel- 
lungsgesetzes standen — zeitlich gestaffelt — 46 Vo, 
48 Uo und ab 1966 50 Vo des auf den Kraftverkehr 
entfallenden Anteils der Mineralölsteuer für Stra- 
ßenbauaufgaben zur Verfügung. (Dabei ist die 
Erhöhung der Mineralölsteuer um 3 Pfennig je Liter 
zugunsten kommunaler Verkehrsbauten auf Grund 
des Artikels 8 § 1 Steueränderungsgesetz 1966, Bun- 
desgesetzbl. I S. 702, nicht berücksichtigt). Von den 
zweckgebundenen Mitteln wurden durch Art. 16 des 
Finanzänderungsgesetzes vom 21. Dezember 1967 
(Bundesgesetzbl. I S. 1259) in Verbindung mit dem 
Haushaltsgesetz 1969 insgesamt 870 Millionen DM 
für die Deckung des allgemeinen Haushaltes frei- 
gestellt. Deswegen mußte die Kreditaufnahme zur 
Ausführung des Ausbauplanes so ausgeweitet wer- 
den, daß am Ende des Jahres 1970 eine Kreditschuld 
von rd. 1,3 Milliarden DM bestehen wird, die den 
neuen Ausbauplan vorbelastet. 


Die ständig wachsende Motorisierung macht es not- 
wendig, den Ausbau des Bundesfernstraßennetzes 
planmäßig weiterzuführen. Die Bundesregierung hat 
zu diesem Zweck den Bedarf an Straßenfläche im 
gesamten Bundesfernstraßennetz — ohne Beschrän- 
kung auf ein Grundnetz - — ermitteln lassen, wobei 
der Entwicklungsstand zugrunde gelegt wurde, den 
der Straßenverkehr im Jahre 1985 voraussichtlich 
erreicht haben wird. Der diesem Gesetzentwurf bei- 
gegebene Plan zeigt diesen Straßenbedarf auf 
(Bedarfsplanj. 

Die Prognose wurde auf breiter wissenschaftlicher 
Grundlage aufgestellt. Sie berücksichtigt die Ein- 
flüsse voraussichtlicher struktureller und wirtschaft- 
licher Veränderungen auf den Straßenverkehr. 
Unter Verwendung quantifizierbarer Verkehrs- 
erzeugungs- und Verkehrsumlegungsmodelle und 
anderer Methoden, die durch die elektronische 
Datenverarbeitung möglich geworden sind, wurde 
die künftige Verkehrsentwicklung, insbesondere im 
Hinblick auf Bevölkerungszahl, Erwerbstätigkeit, 
Bruttoinlandsprodukt und Kraftfahrzeugbestand, 
regional aufgegliedert, eriiüllelt. Die besonderen 
Bedürfnisse des Zonenrandgebietes und der Bundes- 
ausbaugebiete fanden Berücksichtigung. Damit wur- 
den die Verkehrswegepläne für das Zonenrand- 
gebiet (Drucksache V/1498) und für die Bundesaus- 
baugebiete (Drucksache V/2751) fortentwickelt. 

Der finanzielle Aufwand zur Verwirklichung dieses 
Bedarfsplanes ist nach dem heutigen Preisstand auf 
etwa 125 Milliarden DM zu schätzen. Sowohl die 
Größe dieses Aufwandes als auch die Rücksicht- 
nahme auf die begrenzten und nicht beliebig aus- 
weitbaren Kapazitäten der planenden Stellen und 
der Bauwirtschaft machen es erforderlich, die Maß- 
nahmen zum Ausbau des Bundesfernstraßennetzes 
in Dringlichkeitsstufen einzuteilen. Die Dringlich- 
keitsreihung, die der Bedarfsplan gleichfalls auf- 
zeigt, beruht auf ähnlichen wissenschaftlichen Me- 
thoden wie die Ermittlung des Straßenbedarfs. 

Straßenbedarf und Dringlichkeiten wurden mit den 
obersten Straßenbau- und den Landesplanungs- 
behörden der Länder abgestimmt. Erfahrungsgemäß 
muß nach Ablauf des Prognosezeitraums der auf die 
Prognose gestützte Plan — ungeachtet seiner An- 
passung an die Verkehrsentwicklung nach jeweils 
5 Jahren (vgl. § 4 des Gesetzentwurfes) — von 
Grund auf neu erstellt werden. Die Bundesregie- 
rung hat deshalb im Entwurf vorgesehen, daß die 
gesetzliche Bindung des Ausbaues der Bundesfern- 
straßen an den Bedarfsplan zunächst auf den Pro- 
gnosezeitraum von 15 Jahren beschränkt wird. Inner- 
halb dieser Zeitspanne wird das zweckgebundene 
Aufkommen der Mineralölsteuer nach vorsichtiger 
Schätzung mindestens 93 Milliarden DM erbringen. 
Aus diesem Betrag müssen neben den Ausbaumaß- 
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nahmen auch die Ansätze im Straßenbauhaushalt 
für andere Aufgaben (Unterhaltung und Instand- 
setzung, kleinere Verbesserungsmaßnahmen aus 
Gründen der Verkehrssicherheit, Verzinsung und 
Tilgung der Kredite, verkehrswirtschaftliche Unter- 
suchungen, Forschung u. a.) gedeckt werden. In den 
Jahren 1971 bis 1985 wird für Ausbaumaßnahmen 
voraussichtlich ein Betrag von etwa 72 Milliarden 
DM zur Verfügung stehen. Inwieweit daneben Kre- 
dite zur Verstärkung der Investitionen herangezo- 
gen werden müssen, kann nur bei Aufstellung der 
Fünfjahrespläne entschieden werden. 

Durch das Gesetz wird der Bundeshaushalt nicht 
zusätzlich belastet. Die Straßenbaufinanzierung ist 
bereits gesetzlich geregelt. Eine Erweiterung der 
Finanzierungsbasis für die Bundesfernstraßen wäre 
zwar vom Bedarf her wünschenswert. Angesichts 
des hohen Anteiles der vordringlichen Maßnahmen 
und wegen des erst allmählich steigenden Mineral- 
ölsteueraufkommens werden vor allem in den bei- 
den ersten Fünfjahresplänen Engpässe auftreten. 
Im gegenwärtigen Zeitpunkt hält es die Bundes- 
regierung jedoch nicht für angezeigt, auf eine Erwei- 
terung der Finanzierung hinzuwirken. 

Die Länder tragen die Kosten der Verwaltung der 
Bundesfernstraßen (Artikel 104 a Abs. 5 Satz 1 GG). 
Von den Kosten der Entwurfsbearbeitung und der 
Bauaufsicht übernimmt der Bund bisher einen Teil, 
soweit im Haushalt hierfür Mittel bereitgestellt 
werden. Das sind in der Regel 2 Vo der veranschlag- 
ten Baukosten für Entwurfsbearbeitung, 1 ®/o für Bau- 
aufsicht (sogenannte UA-III-Mittel). Ein Gesetz nach 
Artikel 104 a Abs. 5 Satz 2 GG ist in Vorbereitung. 

Die Gemeinden werden durch dieses Gesetz nicht 
unmittelbar mit Kosten belastet. Für Ausbaumaß- 
nahmen in Ortsdurchfahrten, die in ihre Straßenbau- 
last fallen, erhalten sie Zuschüsse aus Bundesmitteln. 


B. Im einzelnen 

Zu § 1 

Da die Karte in der Anlage zum Gesetz die geplan- 
ten und auszubauenden Straßen vollständig und 
deutlich angibt, erübrigt es sich, sie in einer Liste 
aufzuführen. Die Karte zeigt darüber hinaus auch 
alle übrigen Bundesfernstraßen. 

Zu § 2 

Die Dringlichkeiten, eingeteilt in drei Stufen, wer- 
den in dem Bedarfsplan durch unterschiedliche Farb- 
gebung bezeichnet, ebenso die am 1. Januar 1971 im 
Bau befindlichen Straßen. Die Stärke der Linien, mit 
welchen die Straßen dargestellt sind, gibt den Bedarf 
an Fahrspuren im Jahre 1985 an. Ist diese Linie in 
der ganzen Stärke schwarz dargestellt, bedeutet das, 
daß diese Straße dem Bedarf im Jahre 1985 genügt. 
Ihre Linienführung und Fahrbahnbreite entsprechen 
den heutigen Richtlinien für die Anlage von Land- 
straßen. Mit Ausnahme einiger älterer Autobahn- 
strecken befindet sich auch ihre Befestigung (Decke, 
Tragschicht und Unterbau) in einem normgerechten 


Zustand. Ist die Stärke einer Linie nur zum Teil 
schwarz ausgefüllt, so ist die Straße zwar in einem 
ausgebauten Zustand, muß aber um zwei oder mehr 
Spuren verbreitert werden, um dem Bedarf im Jahre 
1985 zu genügen. Dünne schwarze Linien bezeichnen 
solche Straßen, die zwar nicht die Linienführung und 
Fahrbahnbreite der heutigen Richtlinien aufweisen, 
deren Belastung aber auch im Jahre 1985 nicht so 
hoch sein wird, daß sie eines Ausbaues bedürfen. 
Einzelne Verbesserungsmaßnahmen bleiben gemäß 
§ 3 an allen Straßen möglich. 

Schraffiert dargestellte Strecken stehen nicht in der 
Baulast des Bundes. Sie werden nur dann im Rah- 
men der Planung des Bundes neu gebaut bzw. aus- 
gebaut, wenn sie den gesetzlichen Voraussetzungen 
der Bundesfernstraßen entsprechen (§ 1 FStrG) und 
in die Baulast des Bundes übernommen werden (§ 2 
FStrG). Die Linienführung neu anzulegender Straßen 
ist nicht Gegenstand des Bedarfsplans. Sie zu be- 
stimmen, bleibt dem gesetzlichen Verfahren Vorbe- 
halten (§ 16 FStrG). Die Angabe der Straßennum- 
mern soll lediglich der leichteren Orientierung die- 
nen. Sie zu ändern, bleibt dem Bundesminister für 
Verkehr Vorbehalten (§ 1 Abs. 5 FStrG). 

Die nach dem Bedarfsplan auszubauenden oder neu 
anzulegenden Straßen haben ungefähr folgende 
Längen: 



2spurig 

4spurig 

6- und 
8spu- 

rig 

km 

im Bau 

1 000 

2 000 

150 

1. Dringlichkeitsstufe . . 

3 000 

5 300 

1 100 

2. Dringlichkeitsstufe . . 

4 800 

3 600 

400 

3. Dringlichkeitsstufe . . 

4 200 

2 300 

150 

Bedarf 

1 13 000 

13 200 

1 800 


Von den 15 000 km 4- und mehrspurigen Straßen 
sind bereits 2500 km als 2- bzw. 4spurige Straßen 
vorhanden. Der Bedarf bezieht sich in diesem Falle 
auf die Erweiterung zum vollen Querschnitt. 

Zu § 3 

Auch an Bundesfernstraßen, deren Ausbau in dem 
Bedarfsplan nicht oder erst in einer späteren Dring- 
lichkeitsstufe vorgesehen ist, können einzelne Ver- 
besserungsmaßnahmen, d. h. Maßnahmen von gerin- 
ger örtlicher Ausdehnung wie Kurvenbegradi- 
gungen, Änderungen oder Beseitigungen von Bahn- 
übergängen, Fahrbahnverbreiterungen und kleine 
Ortsumgehungen, notwendig werden. Solche Maß- 
nahmen sind nicht Gegenstand des Bedarfsplanes. 
Die Bindung des Ausbaues an den Bedarfsplan steht 
diesen Maßnahmen daher nicht entgegen. Es soll 
aber vermieden werden, daß sie ohne Berücksich- 
tigung eines in absehbarer Zeit geplanten vollen 
Ausbaues durchgeführt werden. 
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Zu§ 4 

Der Bedarfsplan beruht auf der Prognose der Ent- 
wicklung nach den heutigen Erkenntnissen. Die fort- 
schreitende Entwicklung muß dauernd verfolgt wer- 
den, um den Plan ihr anpassen zu können. Dabei 
müssen sowohl die in den letzten Jahren beobach- 
tete wie die zu erwartende Verkehrsentwicklung 
berücksichtigt werden. So wird der Bedarfsplan auch 
mit einem künftigen Gesamtverkehrswegeprogramm 
des Bundes abzustimmen sein. Die Anpassung im 
Fünfjahresrhythmus sichert eine ausreichende Flexi- 
bilität, ohne die im Straßenbau erforderliche Mehr- 
jährigkeit der Planung und Vorbereitung zu gefähr- 
den. Auch bei der Anpassung muß das Raumord- 
nungsgesetz Anwendung finden. 


Zu § 5 

Die drei Fünfjahrespläne, der erste beginnend 1971, 
werden das Programm der in den jeweils nächsten 
Jahren durchzuführenden Maßnahmen enthalten. 
Ihr Aufbau wird dem der bisherigen Vierjahres- 
pläne entsprechen. Aus ihnen werden die Straßen- 
baupläne entwickelt, die nach Artikel 3 des Straßen- 
baufinanzierungsgesetzes für jedes Jahr aufzustellen 
sind und die Bestandteil des Bundeshaushaltes wer- 
den. Der Übergang zu einem Turnus von fünf Jah- 


ren ist zweckmäßig, weil es sich gezeigt hat, daß 
vier Jahre für die Überprüfung des vorhergehenden 
und die Vorbereitung des nächsten Planes zu kurz 
sind. 

Zu § 6 

Um plötzlich auftretenden Bedarf befriedigen zu 
können, müssen die jährlichen Straßenbaupläne im 
Einzelfall auch von dem Bedarfsplan abweichen kön- 
nen. Dabei kann sich der Verkehrsbedarf auch aus 
Gründen der Raumordnung ergeben. Zwar ist der 
Gesetzgeber bei der Beschlußfassung über die Stra- 
ßenbaupläne ohnehin frei. Das Gesetz muß aber 
dennoch eine Ausnahmebestimmung enthalten, da- 
mit die Planaufsteilung nicht eingeengt wird. Die Ab- 
weichungen müssen im Einzelfall aus besonderen 
Gründen gerechtfertigt sein. Sie dürfen nicht dazu 
führen, von den Entwicklungslinien des Bedarfspla- 
nes in erheblichem Maße abzugehen. Eine Möglich- 
keit, von den Fünfjahresplänen abzuweichen, 
braucht das Gesetz nicht vorzusehen, da sie nach § 5 
nur den Rahmen für die Straßenbaupläne bilden. 

Zu §§ 7 und 8 

Die Vorschriften enthalten die Berlin-Klausel und 
regeln das Inkrafttreten des Gesetzes. 
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Anlage B 


Stellungnahme des Bundesrates 


1 . §1 

Der Bundesrat begrüßt das Bemühen der Bundes- 
regierung, in einem Bedarfsplan aufzuzeigen, in 
welchem Maße in den nächsten Jahren die Bun- 
desfernstraßen ausgebaut werden müssen. Dieses 
Bemühen steht jedoch in einem krassen Mißver- 
hältnis zu den zur Verfügung stehenden Mitteln. 
Nach dem jetzt vorliegenden Finanzierungsplan 
soll die L Dringlichkeitsstufe erst im Jahre 1983 ab- 
geschlossen sein, während die Länder bei der Ab- 
stimmung des Bedarfsplans mit dem Bund davon 
ausgegangen sind, daß diese Stufe bereits im Jahre 
1977 erfüllt ist. Das bedeutet, daß die Dringlich- 
keitsstufen II und III während der Laufzeit des Ge- 
setzes praktisch nicht in Angriff genommen werden 
können. Der Bundesrat macht ausdrücklich darauf 
aufmerksam, daß die Ziele dieses Gesetzes mit 
den vorhandenen Mitteln nicht realisiert werden 
können. Der Bundesrat hält es jedoch unter Hin- 
weis auf die finanziellen Anforderungen auch in 
anderen Bereichen, z. B. im Bildungswesen, für not- 
wendig, alsbald ein prioritätsorientiertes Gesamt- 
konzept für die Erfüllung der Aufgaben von Bund, 
Ländern und Gemeinden der nächsten zehn Jahre 
im Finanzplanungsrat zu entwickeln, um den öffent- 
lichen Ausgabenbedarf langfristig in den Rahmen 
des finanziell Möglichen einzupassen. 

Im übrigen bedauert der Bundesrat, von seinem 
Recht einer Stellungnahme zum Bedarfsplan im ein- 


zelnen nicht Gebrauch machen zu können. Er hat 
festgestellt, daß der dem Entwurf beigefügte Be- 
darfsplan in einer Reihe von Fällen von der Ab- 
stimmung mit den Ländern abweicht. Der Bundes- 
rat erwartet, daß im Laufe des weiteren Gesetzge- 
bungsverfahrens diese Unstimmigkeiten nach Ab- 
sprache mit den Ländern ausgeräumt werden und 
behält sich seine endgültige Stellungnahme für den 
zweiten Durchgang vor. 

2 . §4 

a) In § 4 ist das Wort „nicht" zu streichen. 
Begründung 

Angesichts der Bedeutung des Bedarfsplans müs- 
sen die Länder bei der Anpassung des Plans 
rechtzeitig und ausreichend mitwirken können. 
Die Rechts Verordnung des Bundesministers für 
Verkehr ist deshalb an die Zustimmung des Bun- 
desrates zu binden. 

i b) In § 4 sind die Worte „unter Beachtung des 
I Raumordnungsgesetzes" zu streichen. 

Begründung 

Der Hinweis ist überflüssig, weil es selbstver- 
ständlich ist, daß bestehende Gesetze beachtet 
werden müssen. 
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Anlage C 


Gegenäiißerung der Bundesregierung zu der Steiiungnahme 

des Bundesrates 


Die Bundesregierung äußert sich zu der Stellung- 
nahme des Bundesrates wie folgt: 

Zu 1. 

a) Das Gesetz soll bestimmen, daß die Bundes- 
fernstraßen in den kommenden Jahren nach 
einem Bedarfsplan ausgebaut werden. Der Be- 
darfspian enthält die planerische Konzeption. 
Das Gesetz soll aber keine Aussage darüber 
treffen, in welcher Zeit der Bedarf zu erfüllen 
und welche Mittel dafür einzusetzen sind. Die 
Bundesregierung hat keine Zusagen gegeben, in 
welcher Zeit die Maßnahmen der 1. Dringlich- 
keitsstufe ausgeführt sein werden. Der Zeit- 
raum der Durchführung hängt von den Möglich- 
keiten der Straßenbaufinanzierung ab, die sich 
in der Vergangenheit gewandelt haben und die 
auch in den kommenden 15 Jahren voraussicht- 
lich nicht unverändert bleiben werden, sowie 
von der Entwicklung der Baupreise. Der Be- 
darfsplan ist die planerische Grundlage für alle 
künftigen finanziellen Überlegungen, die die 
Bundesfernstraßen betreffen. 


b) ln dem beiliegenden Bedarfsplan sind die bei 
Planzeichnung und Druck aufgetretenen Unstim- 
migkeiten nach den Meldungen der Länder be- 
seitigt. 

' Zu 2. a) 

I 

I Da das Gesetz nicht der Zustimmung des Bundes- 
I rates bedarf, erscheint es auch nicht angebracht, die 
Anpassung des Bedarfsplans von der Zustimmung 
des Bundesrates abhängig zu machen. Dies ist um 
so weniger erforderlich, als die Anpassung nur in 
enger Zusammenarbeit zwischen dem Bundesmini- 
ster für Verkehr und den Ländern erfolgen wird. 

Zu 2.b) 

Der Hinweis auf das 'Raumordnungsgesetz soll klar- 
stellen, daß auch bei der späteren Anpassung des 
! Bedarfsplans an die Verkehrsentwicklung die sach- 
I liehen und die verfahrensmäßigen Belange der 
Raumordnung zu berücksichtigen sind. 
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